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H
inten, fern in der Tür-
kei“, das war einmal.
Und auch der „kranke
Mann am Bosporus“ ge-
hört inzwischen der Ge-

schichte an. Er ist höchst vital und
steht mit breiten Beinen vor dem
Kanzleramt, ungemütlich für eine
Kanzlerin, die ihre Politik in seine
Hände gelegt hat. Ziemlich rau kön-
nen diese werden, was nicht nur Kur-
den, Richter und Journalisten erfah-
ren durften, sondern jetzt auch noch
sein bisheriger „politischer Bruder“,
der türkische Ministerpräsident. Das
macht die Sache nicht einfacher für ei-
ne Bundeskanzlerin, die in ihrem
Flüchtlings-Poker auf die Karte Erdo-
gan gesetzt hat.

Erst Böhmermann und dann auch
noch Davutoglu! Tief gekränkt durch
Endreime pubertärer Schlüpfrigkeit
zeigt der türkische Präsident nun sein
machtpolitisches Instrumentarium.
Und das ist weit größer als noch vor
wenigen Monaten. Angela Merkel hat
ihn aufgerüstet, indem sie ihn zum eu-
ropäischen Problemlöser Nummer
eins ernannt hat. Das lässt Erdogan
sich bezahlen, mit Euros und mit
Machtzuwachs.

Eine aus den allerbesten humanitä-
ren Motiven eingeleitete Flüchtlings-
politik wird so zum Werkzeug eines
machtbesessenen Potentaten. Seine
Wortwahl, wenn auch noch ohne End-
reim, gibt schon mal die Melodie vor.
„Wir gehen unseren Weg, geh du dei-
nen Weg“, rät er der EU. Und ergänzt
vor jubelndem Publikum: „Einige dich,
mit wem du willst.“ Der Chor der An-
hänger antwortet: „Steh aufrecht, beu-
ge dich nicht!“ Seine in der EU um-
strittenen Terroristengesetze heißen
im Klartext nichts anderes als: Wer
Terrorist ist, bestimme ich.

Die Kanzlerin wird auch das ver-
mutlich wieder schönreden, dem-
nächst bei Anne Will auf dem Sofa,
dem gemütlichen Platz für Regie-
rungserklärungen. Wozu auch im Par-
lament diskutieren, wenn das Vierau-
gengespräch vor der Fernsehkamera
einen deutlich höheren Marktanteil
hat als jede Bundestagsdebatte. Ab-
weichende Meinungen dürfen sich
dann im Internet austoben – unter
sich, im rechtsverdächtigen Milieu der
Alternativdeutschen.

Keine Frage, der 4. September 2015,
als Angela Merkel in ihrer Funktion als
Bundeskanzlerin in allerbester Ab-
sicht die Asylgesetze aushebelte, die
Grenzen für Kriegsflüchtlinge, Asylbe-
werber und Migranten sperrangelweit
aufmachte und die übrigen EU-Staa-
ten aufforderte, ihr diese proportional
gerecht wieder abzunehmen, hat eini-
ges verändert. In der guten Absicht,
schlechte Bilder zu vermeiden und
sich im Glanze der Willkommenskul-
tur zu sonnen, wurde ohne Parla-
mentsbeschluss und ohne die EU-
Partnerländer auch nur zu fragen das

mühsam vereinbarte Dublin-Abkom-
men kurzerhand beerdigt. Eine „euro-
päische Lösung“ wurde – mit morali-
schem Pathos untermauert – eingefor-
dert, das Kanzlerwort „Wir schaffen
das!“ zum kategorischen Imperativ
aufgeplustert. Als Ungarns Regie-
rungschef Orbán begann, den Stachel-
draht auszurollen und seine Grenzen
zu schließen, geriet er unter massiven
Honecker-Verdacht. Als gäbe es kei-
nen Unterschied zwischen Aussperren
und Einsperren.

Keine Frage, der Bürgerkrieg in Sy-
rien und im Irak, die Bombardierung
der eigenen Bevölkerung durch Assad,
die Massaker des „Islamischen Staa-
tes“ können und dürfen Europa nicht
kaltlassen. Kriegsflüchtlinge müssen
aufgenommen und der Genfer Flücht-
lingskonvention und der selbstver-
ständlichen Humanität entsprechend
aufgenommen werden. Es gilt, schwe-
re Probleme einer schwerwiegenden
Krise zu lösen, anstatt sich selbst mit
Weihrauch zu umwölken.

Als der moralische Dampf sich
dann verflüchtigte, machten die Bal-
kanstaaten plötzlich dicht. Von Öster-
reich bis Mazedonien wurden die
Grenzen abgeriegelt. Statt nun die in
Idomeni oder Lesbos gestrandeten
Kriegsflüchtlinge gemäß der Welco-
me-Refugee-Doktrin abzuholen und
den deutschen Massenunterkünften
mit nachfolgendem Integrationspro-
zess zuzuführen, wurden die hässli-
chen Bilder am Grenzzaun jenen an-
gekreidet, die den Deutschen die
schmutzige Arbeit abnahmen. Immer-
hin durfte man im Kanzleramt in bi-
gotter klammheimlicher Freude zur

Kenntnis genommen haben, dass die
Flüchtlingszahlen nun plötzlich steil
bergab gingen. Kein Wunder, die Bal-
kanroute war und blieb geschlossen.
Das gab Spielraum für Verhandlungen
mit Erdogan – der diesen auch kräftig
nutzte, um mit den Europäern zu
spielen. Doch wie es so geht im Leben,
spielte plötzlich ein Komiker mit dem
Feuer. Sein Reimkram brachte das un-
moralische Gleichwicht ins Wanken –
Erdogan tobte, die Kanzlerin analy-
sierte den lyrischen Erguss als „be-
wusst verletzend“, wofür die sich
nach überstandenem Shitstorm herz-
lich entschuldigte.

Und plötzlich stellte sich heraus,
was von Anfang an klar war: Die Kanz-
lerin hatte sich in moralischem Über-
eifer und der Weigerung, unerfreuli-
che Entscheidungen selbst zu treffen,
einem Despoten in die Hände gege-
ben. Der kennt keinen Endreim außer
den auf Erdogan. Hilflos in der Bospo-
rus-Falle. Wenn das Politik ist, dann
ist Böhmermann Shakespeare – oder
wenigstens Goethe.

KOMMENTARE

Die Kanzlerin in
der Bosporus-Falle

MERKEL HAT SICH

EINEM DESPOTEN IN

DIE HÄNDE GEGEBEN

VON STEFAN AUST

G
ibt es einen Zusammenhang zwi-
schen den Übergriffen der Sil-
vesternacht in Köln und der Lage
in Syrien? Die Antwort lautet: Ja,
diesen Zusammenhang gibt es,
und zu dem gemeinsamen Nen-
ner gehört die Gewalt gegen

Frauen. Viele meiner deutschen Gesprächspartner
scheinen die Gewalt, die in der Tradition einer orien-
talisch-patriarchalischen Kultur gegen Frauen steht,
nicht zu verstehen. Im Orient gilt die Frau nicht als
Subjekt, sondern als Gegenstand der Ehre eines Man-
nes. Die Schändung einer Frau wird nicht nur als Sex-
handlung und Verbrechen an der Frau selbst betrach-
tet, sondern eher als ein Akt der Demütigung des
Mannes, dem sie gehört.

In diesem barbarischen Krieg in Syrien, der völlig
falsch als „Bürgerkrieg“ bezeichnet wird (dort kämp-
fen keine Bürger, sondern ethnisch-religiöse Kollekti-
ve gegeneinander), vergewaltigen schiitisch-alawiti-
sche Soldaten der syrischen Armee Frauen der sunni-
tischen Opposition als Mittel der Kriegsführung. Mit
der Vergewaltigung zielen diese Alawiten auf eine
Entehrung der Männer der sunnitischen Opposition.
Die sunnitischen „Rebellen“ tun ihrerseits dasselbe
mit alawitischen Frauen. Es ist ein Krieg aller gegen
alle mit den Frauen als Faustpfand. 

Als Syrer aus Damaskus staune ich über das Unwis-
sen und die Naivität der Bundeskanzlerin und ihrer
Verteidigungsministerin, die glauben, auf Konferen-
zen in Genf und München den Krieg beenden zu kön-
nen. Dieser Krieg aber ist als ein „protracted conflict“
einzustufen, der uns noch jahrelang begleiten wird.
Es ist ein Kriegstyp, den ich „irregulärer nicht staatli-
cher Krieg“ nenne. Unter den Kriegsflüchtlingen be-
finden sich nicht nur Opfer der Gewalt, sondern auch
viele Täter, ja sogar zahlreiche Islamisten. Hinzu
kommt, dass diese vorwiegend jungen Männer im Al-
ter von 14 bis 20 Jahren die Kultur der Gewalt, auch
die gegenüber Frauen, mit sich aus Nahost nach
Deutschland bringen. Die Silvesternacht in Köln ist
nur ein Beweis hierfür und kein Einzelfall, wie uns
Politiker vormachen wollen, um die Bedeutung der
Angelegenheit herunterzuspielen.

Unabhängig vom Krieg ist das Frauenbild in der
arabisch-orientalischen Kultur patriarchalisch, ja
umfassend menschenverachtend. Dieses Frauenbild
darf in Europa nicht unter dem Mantel des Respekts
für andere Kulturen geduldet werden. Und es geht
dem arabischen Mann bei der ausgeübten sexuellen
Gewalt nicht nur um die „sexuelle Attraktion“ der
europäischen Frau, sondern auch um den europäi-
schen Mann, dessen Ehre der Orientale beschmutzen
will. So ist es auch in Köln geschehen.

Köln war nur der Anfang. Wenn Deutschland über
eine Million Menschen aus der Welt des Islams holt

und ihre Erwartungen nicht erfüllt, muss man sich
auf einiges gefasst machen. Aus der Werbung glauben
diese jungen Männer zu wissen, dass jeder Europäer
eine Luxuswohnung, ein Auto und eine „hübsche
Blondine“ hat; sie denken, dass sie dies auch bekom-
men und am Wohlstand beteiligt werden. Wenn aber
diese jungen Männer stattdessen in eine Notunter-
bringung in Schul- und Sporthallen kommen, dann
fühlen sie sich betrogen, ja diskriminiert. Also entwi-
ckeln sie Rachegefühle gegenüber dem europäischen
Mann. Die enttäuschten und wütenden arabischen
Männer rächten sich daher in Köln und Hamburg an
den deutschen Männern, vertreten durch deren Frau-
en. Als Syrer, der einen aufgeklärten Islam vertritt
und für Respekt gegenüber Frauen einsteht, sage ich:
Das war ein kulturell verankerter Racheakt. Was hier
zu kritisieren ist, ist nicht nur die so oft beklagte fal-
sche Toleranz, sondern auch die Unwissenheit über
andere Kulturen.

Der Konflikt in Syrien zwischen Sunniten und Ala-
witen, der sich zu einem blutigen Krieg entwickelt
hat, wird uns noch jahrelang begleiten. Die Zahl der
Toten beträgt inzwischen etwa eine halbe Million Sy-
rer, darunter hunderttausend Alawiten, der Rest sind
Sunniten. Diese Kategorie von Konflikten ist schwer
zu lösen. Ein Beispiel hierfür aus der Vergangenheit
ist auch der Libanon-Konflikt zwischen Christen
und Muslimen, der von 1975 bis 1990, also 15 Jahre ge-
dauert hat.

In Syrien hat der Konflikt eine lange Geschichte.
Die syrische Hauptstadt Damaskus ist die älteste
noch bewohnte Stadt der Welt; sie war von 661 bis
750 die Hauptstadt des Omayyaden-Reiches, also des
ersten imperialen Kalifats im Islam, das sich von Spa-
nien bis West-China erstreckte. Im späten 19. Jahr-
hundert wurde von Christen und Muslimen die euro-
päische Idee der Nation übernommen, in der beide
gleichberechtigt lebten (also anders als im Kalifat, wo
die Christen als Gläubige zweiter Klasse galten). Da-
raus ging der säkulare Panarabismus hervor. Nach
der Auflösung des Osmanischen Reiches wurde Sy-
rien 1920 bis 1945 französisches Mandatsgebiet, da-
nach eine unabhängige, säkulare Republik.

In diesem säkularen Syrien bin ich 1944 in Damas-
kus als Sprössling der Ashraf-Aristokraten-Familie
Banu al-Tibi geboren. Unsere Werteorientierung war:
Die Religion gehört Allah, aber das Vaterland allen. So
dachte die sunnitische Mehrheit, etwa 70 Prozent,

und lebte mit einer Vielzahl von religiösen und eth-
nischen Minderheiten in gegenseitigem Respekt. Da-
maskus war eine friedliche Stadt mit einem Christen-
und einem Kurdenviertel. Das änderte sich nach 1970,
als der alawitisch-schiitische General Hafiz al-Assad
die Macht ergriff. In den folgenden Jahren gelang es
ihm, alle Schlüsselpositionen in Armee und Sicher-
heitsdiensten mit Alawiten zu besetzen.

Inspiriert vom Arabischen Frühling 2011 gab es ei-
nen Aufstand der sunnitischen Mehrheit gegen die
Alawiten-Herrschaft. Daraus ging der gegenwärtige
Krieg hervor. Eine blutige und mit Rachegelüsten be-
ladene Feindeslinie zwischen Sunniten und Alawiten
charakterisiert diesen Konflikt. Alawiten und Sunni-
ten haben keine gemeinsame Zukunft. Diesen Kon-
flikt können weder regionale noch internationale
Mächte in den Griff bekommen. Im Syrien-Konflikt
ist es wichtig zu verstehen, dass Putin nicht aus Sym-
pathie für Assad seine russische militärische Macht
einsetzt, sondern allein in dem Bestreben, den Wes-
ten zu zwingen, Russland als gleichwertigen Akteur
anzuerkennen. Auf der Münchner Sicherheitskonfe-
renz im Februar 2016 wurde deutlich, dass Putin die-
ses Ziel erreicht hat.

Der Syrienkonflikt ist beispielhaft für einen lau-
fenden Prozess des Staatszerfalls in Nahost. Dieser
findet gegenwärtig auch im Irak, in Libyen und im
Jemen statt. Die Folge hiervon wird sein, dass in den
nächsten Jahren gewaltige demografische Lawinen
auf Europa zukommen. Deutschland gilt dank der
Einladung von Kanzlerin Merkel als Hauptziel 
der Flüchtlinge. Die anderen Europäer machen aber
nicht mit. Der Kinderstreit zwischen allen 
deutschen Parteien über Obergrenzen und eine Li-
mitierung der Zahl belegt, dass deutsche Politikerin-
nen und Politiker die Dimension der Probleme nicht
verstehen.

Bundeskanzlerin Merkel hat sich Anfang 2015 nach
den Morden in Paris an einer öffentlichen Demons-
tration in Berlin Schulter an Schulter mit Islamfunk-
tionären beteiligt, die einen europäischen Islam hef-
tig bekämpfen – und sie weiß noch nicht einmal, was
sie da tut. Ihre Syrien- und Flüchtlingspolitik liegt
auf dieser Linie. Während deutsche Politiker und
deutsche Gutmenschen „in einem deutschen Pathos
des Absoluten“ (Adorno) über Toleranz und das
Elend der Flüchtlinge reden, lachen viele Islamisten
verächtlich und nennen diese Debatten „byzantini-
sches Geschwätz“. Der Ursprung des Begriffs ist auf-
schlussreich: Im Jahre 1453 wurde die byzantinische
Hauptstadt Konstantinopel von einer islamisch-os-
manischen Armee belagert. Während dieser Belage-
rung erschöpften sich Byzantiner und christliche
Mönche trotz des Ernstes der Lage in Debatten über
magische und religiöse Formeln. Im selben Jahr, 1453,
eroberte der islamische Sultan Mehmed II. mit sei-
nen Truppen erfolgreich Konstantinopel und ver-
wandelte die Stadt in ein islamisches Istanbul. Isla-
mische Historiker nennen solche Debatten darum
seit jener Zeit „byzantinisches Geschwätz“.

Als Syrer aus Damaskus lebe ich seit 1962 in
Deutschland, und ich weiß: Patriarchalisch gesinnte
Männer aus einer frauenfeindlichen Kultur lassen
sich nicht integrieren. Ein europäischer, ziviler 
Islam, den die Islamfunktionäre hierzulande als 
Euro-Islam ablehnen, wäre die Alternative. Zurzeit
ist er chancenlos. Mein Lehrer Max Horkheimer hat
Europa als „Insel der Freiheit im Ozean der Gewalt-
herrschaft“ bezeichnet. Diese Freiheit sehe ich heute
gefährdet.

T Der Autor, 72, ist emeritierter Politologe der

Universität Göttingen. Er kam mit 18 Jahren aus

Syrien nach Deutschland. Den Text veröffentlichen

wir mit freundlicher Genehmigung des Verlages

Kiepenheuer & Witsch. Er ist ein Vorabdruck aus

dem im Mai erscheinenden Buch Alice Schwarzers:

„Der Schock – Die Silvesternacht von Köln“

Frauen als
Faustpfand
Die Ereignisse von Köln waren nur ein Vorspiel: Viele arabische

Migranten bringen ein patriarchalisches Gesellschaftsbild mit

nach Deutschland, das Freiheiten bedroht, meint Bassam Tibi 

ESSAY

MÄNNER AUS EINER

FRAUENFEINDLICH

GESINNTEN KULTUR LASSEN

SICH NICHT INTEGRIEREN

I
n die Phalanx der Kritiker von EZB-
Chef Mario Draghi hat sich kürzlich
Wolfgang Schäuble eingereiht. Die

historisch lockere Geldpolitik des Ita-
lieners sei mitverantwortlich für die
Wahlerfolge der AfD, soll der Bundes-
finanzminister gesagt haben.

Die wirtschaftlichen Konsequenzen
der großen Gelddruckerei dagegen
spielen Schäuble und die Bundesregie-
rung herunter. Von einer durch Mini-
zinsen aufgepumpten Preisblase am
Häusermarkt wird man, wie weiland
die Bush-Regierung in den USA, nichts
wissen wollen, bis es zu spät ist. Und
die parallel einhergehende Ent-
eignung der Sparer nebst Destabilisie-
rung des Finanzsektors wird schulter-
zuckend hingenommen.

Gerade der Bundesfinanzminister
hat dabei noch ein sehr eigenes Inte-
resse: Er ist weit und breit der größte
Profiteur der Draghi-Politik. Viel zu
oft werden Negativzinsen und Staats-
anleihenkäufe hierzulande als reine
Vermögensvernichtung dargestellt.
Doch das Geld ist nicht einfach weg.
Es ist nur woanders. Und zwar auch

und vor allem in Schäubles Kassen.
Nach Berechnungen der Bundesbank
hätten die staatlichen Ausgaben für
den Schuldendienst allein im vergan-
genen Jahr um 43 Milliarden Euro hö-
her gelegen, wenn die Zinsen auf dem
Niveau von 2007 geblieben wären.

Schäubles schwarze Null ist also
keine mühsam erkämpfte Errungen-
schaft, sondern ein Nebenprodukt je-
ner tollkühnen EZB-Politik, unter der
der gemeine Sparer so massiv leidet.
Als Kompensation für die erzwungene
Umverteilung wäre es naheliegend,
die Bürger spürbar zu entlasten. Dies
umso mehr, als die Steuerzahlungen
von Bürgern und Unternehmen im-
mer neue Rekorde erreichen. Allein
der Bund wird bis 2020 noch einmal 17
Milliarden Euro mehr einnehmen, als
ohnehin schon erwartet, ergab gerade
die halbjährliche Steuerschätzung. 

Schäuble sieht dennoch keinen
Spielraum für Entlastungen, einschlä-
gige Forderungen lächelt er weg. Soll-
te der Christdemokrat, beileibe kein
Apologet des schlanken Staates, doch
noch einmal die Steuern senken – er
würde es wohl als Gnadenakt begrei-
fen. Dabei wäre das etwas anderes:
ausgleichende Gerechtigkeit nämlich. 

Jetzt Steuern senken

VON OLAF GERSEMANN


